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Nein zur EU!

Deine Stimme für
den Widerstand

Im EU-Wahljahr 2019 feiern 
sich die EU-Repräsentanten 
als Garanten für Frieden, 
Wohlstand und Demokratie. 

Die Realität sieht anders 
aus: Billiglöhne, Armuts-
renten, unbezahlbare 
Mieten und Ge-
sundheitskosten 
prägen immer 
mehr den All-
tag breiter Be-
v ö l k e r u n g s -
teile, während 
eine superrei-
che Finanzelite – 
die Eigentümer der 
Banken und Konzerne 
– mit der EU ihre Profitstei-
gerungen sichern. 

Wir Kommunistinnen und 
Kommunisten halten dage-
gen: Soziale Rechte können 
nur GEGEN die EU vertei-
digt werden!

Die Politik der EU und ihrer 
führenden Staaten entlarvt 
das Gerede von einem fried-
lichen Europa durch die EU 
als Lüge. Das Gegenteil 

ist der Fall: Die EU im 
Schulterschluss mit 

der NATO ist die 
größte Gefahr für 
den Frieden in 
Europa! 

Die aggressive 
Ausdehnung der 

EU nach Osteuropa 
war die Zündschnur für 

den anhaltenden Krieg in 
der Ukraine, den das von 
Faschisten durchsetzte 
Putsch-Regime gegen das 
Volk führt. Unter dem Deck-
mantel einer gemeinsamen 
EU-Verteidigungspolitik ist 
das eigentlich formulierte 

Ziel der EU, auf einen Ag-
gressionskurs mit Russland 
zu setzen und Europa zum 
NATO-Aufmarschgebiet 
auszubauen. In diesem Sin-
ne sagen die Kommunisten: 
Frieden in Europa 
ist nur OHNE die 
EU möglich!

EU ist Flucht-
verursacher!

Die Willkommenskul-
tur-Propaganda der 
Merkel -Regierung 
war ein großes Ab-
lenkungsmanöver. 
Abgelenkt wird davon, 
dass die EU Flucht- 
und Migrationsverur-
sacher ist. Rüstungs-
exporte und Kriege im 
Schulterschluss mit 

Die DKP kandidiert mit 37 
KandidatInnen am 26. Mai 
zur EU-Wahl, um dem Wi-
derstand gegen die EU eine 
fortschrittliche Stimme zu 
geben. Auseinandersetzun-
gen um die sozialen und 
demokratischen Rechte, 
der Kampf gegen Krieg und 
Hochrüstung werden nicht in 
den Parlamenten, sondern 
auf der Straße geführt. Des-
halb geht es uns nicht allein 
darum, dass ihr der DKP am 
26. Mai eure Stimme gebt. 
Uns geht es auch darum, 
dass ihr selber aktiv werdet 
gegen Krieg, Sozial- und 
Demokratieabbau – für eure 
Rechte und Interessen!
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Kommunistinnen
und Kommunisten 
stellen sich zur 
Wahl
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Solidarität mit den 
Gelbwesten – ge-
gen Polizeigewalt 
und Repression 
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Die Bundesregierung plant, 
die Rüstungsausgaben na-
hezu zu verdoppeln, auf 
zwei Prozent des Bruttoin-
landsproduktes. So wurde 
es in der NATO vereinbart. 
Zwei Prozent, das wären 80 
bis 85 Milliarden jährlich, die 
für Schulen, Kitas und Kran-
kenhäuser fehlen. Dagegen 
richtet sich die Kampag-
ne „Abrüsten statt Aufrüs-
ten“, die bisher von mehr als  
140 000 Menschen unter-
zeichnet wurde. Mach mit!
www.abruesten-jetzt

Abrüsten statt
Aufrüsten!

Weiter Seite 2

Für ein soziales und friedliches Europa der Völker
Kein Frieden in
Europa mit der EU!



der NATO, Wirtschaftssank-
tionen gegen Länder wie Sy-
rien, wirtschaftliche Knebel-
verträge mit afrikanischen 
Staaten, die letztlich 
nur den Konzernen 
in der EU nutzen – 
das sind die Ursa-
chen, warum immer 
mehr Menschen ihre 
Heimat verlassen. 

Innerhalb der EU 
führt das neolibe-
rale Bekenntnis 
zum freien Verkehr 
von Waren, Kapital und Ar-
beitskräften dazu,  dass 
Bundesregierung und Un-
ternehmerverbände gezielt 
Lohnabhängige aus Süd- 
und Osteuropa anwerben, 

Die AfD verkauft sich gerne 
als eine Protestpartei. Dazu 
gehört, dass sie versucht, 
die auch in der deutschen 
Bevölkerung zunehmend 
EU-skeptische Stimmung 
aufzugreifen. Doch inwie-
weit bietet die AfD wirklich 
eine Alternative zur EU?
Auf ihrem Europaparteitag 
in Riesa, im Januar dieses 
Jahres, hat sich die AfD 
grundsätzlich „zu der Idee 
eines Europa der Vaterlän-
der“ bekannt, wozu „insbe-
sondere ein möglichst un-
gehinderter Binnenmarkt“ 
gehöre. Sie steht also fest 
zu dem, was den Kern der 
EU ausmacht. Folglich warnt 
sie in ihrem Programm da-
vor, dass die derzeitige Po-
litik „die Geschäftsgrundlage 
der Verträge von Maastricht 
und Lissabon“ zerstöre, also 
jener Verträge, die den neo-
liberalen, antisozialen und 
militaristischen Charakter 
der EU festschreiben.

um sie hier als Lohndrücker 
zu missbrauchen. Die Kom-
munisten sagen deshalb: 
Gegen Flucht- und Migrati-

onsursachen kämpfen, heißt 
GEGEN die EU kämpfen!

Die französischen Gelbwes-
ten zeigen: So wie es ist, 
muss es nicht bleiben! Sie 

Wie sehen aber die „grund-
legenden Reformansätze“ 
der AfD aus? Geht es hier 
etwa um einen Stopp des 
Sozialabbaus, der Privati-
sierungs- oder Aufrüstungs-
politik? Weit gefehlt. 

Die AfD setzt sich in 
ihrem Europawahlprogramm 
nicht nur für den Freihan-
del und offene Märkte ein, 
sondern fordert die „zügige 
Anpassung des deutschen 
Wehretats an das 2-Prozent-
Ziel der NATO“. Sogar was 
die Arbeitsmigration angeht, 
soll eine „stärker qualifikati-
onsbezogene Zuwanderung 

von Arbeitskräften befördert 
werden“.

Neben ein bisschen Büro-
kratieabbau hier, Volksab-
stimmung da, geht es bei 
den „grundlegenden Refor-
mansätzen“ vor allem um 
die Auflösung des EU-Parla-
ments. Der Europäische Rat 
oder die EU-Kommission 
hingegen, die die eigentli-
chen Entscheidungen in der 
EU treffen, sollen ausdrück-
lich nicht angetastet werden. 
Fazit: Das von der AfD an-
gestrebte „Europa der Nati-
onen“ ist keine soziale und 
demokratische Alternative 
zur EU, sondern 
verfolgt das Ziel ei-
ner im Sinne der 
Banken und Kon-
zerne „effizienten“ 
Wirtschaftsunion, die 
vor allem der Freiheit 
des Kapital-, Waren- 
sowie Arbeitskräfte-
verkehrs Rechnung 
trägt und fest an der 
Seite der NATO steht.

Büchel dicht
machen!

Festival der
Jugend in Köln

Die DKP unterstützt 
die Initiative „Büchel ist 
überall – atomwaffenfrei 
jetzt!“ und ihre Kampa-
gne „20 Wochen gegen 
US-Atombomben.“ Im 
rheinland-pfälzischen 
Büchel lagern 20 US-
Atomwaffen, die im Falle 
des Falles von Bundes-
wehrpiloten ausgeflogen 
und abgeworfen werden. 
Die DKP wird den Flie-
gerhorst vom 11. bis 14. 
Juli nicht nur besuchen, 
sondern blockieren. Die 
US-Atombomben müs-
sen raus aus Deutsch-
land!
www.buechel-atom-
waffenfrei.de

„Zeit für Widerstand!“ ist 
das Motto des Festivals 
der Jugend der SDAJ in 
Köln. Drei Tage Work-
shops, Podiumsdiskus-
sionen und Vorträge 
und ein bombastisches 
Kultur- und Freizeitpro-
gramm erwartet die Be-
sucher vom 7. – 10. Juni 
im Kölner Jugendpark. 
Einfach vorbeischauen 
ist kostenlos – ein Ticket 
braucht nur, wer auf dem 
Festival campen will.
www.festival-der- 
jugend.de

wenden sich mit ihren so-
zialen und demokratischen 
Forderungen nicht nur ge-
gen die französische Re-

gierung, sondern 
gegen die EU der 
Macrons und Mer-
kels. Für uns Kom-
munisten ist klar: 
Im Schulterschluss 
mit den Gelbwes-
ten in Frankreich 
liegt der Schlüssel 
für ein Europa des 
Friedens, der De-
mokratie und des 

sozialen Fortschritts! 

Das zum Ausdruck zu 
bringen heißt: Am 26. Mai 
die Kommunisten wählen!



Olaf Harms, Spit-
zenkandidat der 

DKP,
ver.di Hamburg

Lena Kreymann, 
Berlin, Bundes-
vorsitzende der 

SDAJ

Robert Kühne, 
Schwerin, 
arbeitet im 
Callcenter

Arnold Schölzel, 
Berlin, Vorsit-
zender des 

Rotfuchs e. V.

Markus Zieger, 
Erfurt, 

Altenpfleger

Silvia Rölle, 
Mühlheim, Lan-

dessprecherin der 
VVN/BdA NRW

Martina Lennartz, 
Gießen, 
Lehrerin

Monika Münch 
Steinbuch, 

aktiv im Bündnis 
Krankenhaus 
statt Fabrik

Hannes Meist, 
Feuchtwangen, 

Maschinenbauer

Lucas Zeise, 
Frankfurt am 
Main, Wirt-

schafsjournalist

Katinka Manitzke, 
Oldenburg, 

Pflegehilfskraft

Die Volksbegehren gegen 
den Pflegenotstand stärken 
den Kampf der Beschäftigen 
für mehr Personal. Sie haben 
unsere volle Unterstützung!

Für Jugendliche bedeutet 
die EU Perspektivlosigkeit. 
Verbesserungen können 
wir nur durchsetzen, wenn 
wir uns zusammenschlie-
ßen und dafür kämpfen – in 
Schule und Betrieb!

Die EU ist ein Instrument 
des deutschen Imperialis-
mus zur Durchsetzung sei-
ner Interessen. Sie steht für 
Krieg eng an der Seite der 
NATO und Ausbeutung.

Alle Kandidatinnen und 
Kandidaten auf dkp.de

Schuldenbremse und Fiskalpakt 
müssen weg! Sie sind dazu da, 
Regierungen und Kommunen da-
ran zu hindern, Politik nach ihren 
Vorstellungen zu machen. Ihre  
„Budgethoheit“ wird ausgehebelt.

Der EU-Privatisierungs-
druck macht krank! Lebens-
wichtige Güter und Dienst-
leitungen dürfen nicht der 
Profitmacherei dienen.

11 von 37 Kandidatinnen 
und Kandidaten der DKP

Die DKP tritt am 26. Mai zur EU-Wahl 
an. Ihre 37 KandidatInnen sind aktiv 
in Betrieben und Gewerkschaften, 
der Kommunalpolitik und der antifa-
schistischen und Friedensbewegung 
in Ost und West. Hier eine kleine, 
aber feine Auswahl:



Die EU-Märchenstunde

Die EU sichert 
den Wohlstand 
für Deutschland

Die EU ist ein
Friedensprojekt
„Wir als Linke sind selbst-
verständlich eine Partei, die 
an die Tradition des Frie-
densprojekts Europa, an 
das große kulturelle Projekt 
anknüpfen will.“ (Dietmar 
Bartsch, Vorsitzender der 
Fraktion „Die Linke“ im Bun-
destag)

Viele Menschen glauben der 
These, die EU sei ein Frie-
densprojekt. Das ist ein gro-
ßer Irrtum. Die Ursprünge 
der EU gehen auf die Euro-
päische Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl zurück. Es 
waren aber die deutschen 
Kohle- und Stahlmonopole, 
die zwei Weltkriege angezet-
telt haben.

In Westdeutschland gab es 
nie eine Abrechnung mit 
den wirtschaftlichen Kreisen, 
die den Faschismus an die 
Macht gebracht haben. Die 
sogenannten Eliten in der 

Bundesrepublik sind diesel-
ben wie im Jahr 1933. Sie 
lenken die Geschicke der EU 
zur Sicherung ihrer Interes-
sen. Sollen sie plötzlich die 
Vorteile eines angeblichen 
Friedensprojekts entdeckt 
haben?

Die europäische Integration 
war von Anfang an gegen 
den sozialistischen Block 
gerichtet und eng mit dem 
Kriegsbündnis NATO ver-
bunden. Heute zeichnet sich 
die EU vor allem durch ihre 
aggressive antirussische und 
antichinesische Haltung aus. 
Die EU-Staaten haben, direkt 
oder indirekt, Kriege geführt 
in Jugoslawien, Afghanistan, 
Syrien und der Ukraine. 

Das neue Militärbündnis 
PESCO steht für die Auf-
rüstung der EU. Frankreich 
und Deutschland entwickeln 
gemeinsam Waffensysteme 
und deutsche Militärstrate-
gen diskutieren darüber, „nu-
kleare Abschreckung“ in Eu-
ropa selbst zu organisieren. 
Das alles zeigt: Die EU ist ein 
Kriegsbündnis.

NATO

NATO

Russ-
land

Russ-
land

1998 

2019

„Europa ist ein absolutes 
Gewinnerprojekt – gerade 
auch für Deutschland. Kein 
anderes Land hat von der 
europäischen Einigung und 
von der Erweiterung so pro-
fitiert wie wir.“ (Frank-Walter 
Steinmeier, Deutscher Bun-
despräsident)

Deutsche Großkonzerne 
und Superreiche haben tat-
sächlich sehr von der EU 
profitiert. Nicht umsonst 
finden sich die radikalsten 
EU-Anhänger, die alle EU-

Kritiker als Nationalisten ver-
leumden, in ihren Reihen. 
Der arbeitenden Bevölke-
rung in Deutschland hat 

die EU keinen Wohlstand 
gebracht. Im Gegenteil: Wir 
haben es mit Kinder- und Al-

tersarmut zu tun. Im-
mer mehr Menschen 
werden vom gesell-
schaftlichen Leben 
ausgegrenzt, weil sie 
sich Bildung, Kultur 
und eine sinnvolle 
Freizeitgestaltung 
nicht leisten können.

Deutsche Regierun-
gen von Kohl bis 
Merkel rechtfertig-
ten mit der EU-Integ-
ration eine beispiel-
lose Ausweitung 
von Lohndumping 
und unsicheren Ar-
beitsverhältnissen. 
Von dem deut-
schen Niedriglohn-
Exportmodell pro-

fitierten die Reichen, nicht 
die Bürgerinnen und Bürger. 
Davon zeugen stagnierende 
Löhne und Renten sowie der 
andauernde Kahlschlag des 
Sozialsystems in diesem 
Land und das Ausbluten der 
südlichen EU-Staaten. Das 
Elend der Menschen in Grie-
chenland ist wohl das beste 
Beispiel für die verheeren-
den Auswirkungen des EU-
Fiskalpakts.

Deutschland gibt in der EU 
den Ton an und hat wesentlich 
dazu beigetragen, die EU-Ver-
träge im Sinne des Kapitals 
zu gestalten. Die Struktur der 
EU lässt keinen Spielraum für 
fortschrittliche soziale Forde-
rungen oder gar eine grund-
sätzliche sozial- und friedens-
politische Wende. 

Märchen 1:

Märchen 2:



Die EU 
verteidigt die 
Freiheit

Die EU hat die Grenzen abgeschafft

„Die europäische Werte-
gemeinschaft ist eine Ge-
meinschaft der Freiheit, der 
Demokratie, der Menschen-
rechte, der sozial verpflich-
teten Marktwirtschaft und 
der kulturellen Vielfalt.“ (Ro-
man Herzog, 2017 verstor-
bener Altbundespräsident)

Was für Werte die EU wirk-
lich vertritt, wird deutlich, 
wenn man nach Frankreich 
schaut. Dort protestieren die 
Gelbwesten seit Monaten 
gegen die von Paris und der 
EU durchgepeitschte anti-
soziale Politik. Sie fordern, 
dass wieder eine Politik ge-
macht wird, die auf die Be-
lange der arbeitenden Be-
völkerung eingeht. 

Doch das Establishment 
schlägt brutal zurück. Auf-
grund von exzessiver Po-

„Offene Grenzen, das ist 
Europa – wir dürfen diese 
Grundlage nicht zerstören.“ 
(Ska Keller, Spitzenkandi-
datin der Grü-
nen zum EU-
Parlament)

Die EU schuf 
in der Tat ei-
nen relativ 
grenzenlosen 
Raum – und 
zwar für das 
Kapital und, im 
eingeschränk-
teren Rahmen, 
für Arbeitskräf-
te der EU. Was 
anfangs gerne 
als Interesse 
aller EU-Staaten darge-
stellt wurde, entpuppte sich 
mit der Finanzkrise zuneh-
mend als alleiniger Vorteil 
der nördlichen exportstar-
ken Industriestaaten, allen 

lizeigewalt kam es zu 
Tausenden Verletzten, De-
monstranten verloren Augen 
und Hände. 

Wie reagierte die EU auf 
die brutale Vorgehenswei-
se der französischen Re-
gierung, die die Freiheiten 
des Volkes mit Füßen tritt? 
Brüssel stellte sich hinter 
den europäischen Muster-
bubi Macron.

voran Deutschlands. Die 
wirtschaftliche „Freiheit“, 
zusammen mit den finanz-
politischen Druckmitteln 

der Eurozone und den po-
litischen Kräften der EU, er-
möglichen es Deutschland, 
die schwächeren südlichen 
Staaten wie koloniale Ab-
satzmärkte zu behandeln. 

Die Kehrseite ist die gesell-
schaftlich zerstörerische 
Emigrationswelle in den 
ärmeren EU-Staaten, etwa 

in Ost- und 
Südeuropa. 
Die migrier-
ten Arbeits-
kräfte werden 
in den Auf-
nahmestaa-
ten schamlos 
ausgebeutet. 

Sie arbeiten 
für die ge-
ringsten Löh-
ne, haben die 
schlechtes-
ten Arbeits-
bedingungen 

mit oft illegalen oder halb-
legalen Arbeitsverhältnis-
sen und keine rechtlichen 
Möglichkeiten, sich zu 
wehren. 

Die vier Grundfreiheiten der 
EU sind die Freiheit des Ver-
kehrs von Waren, Dienstleis-
tungen, Arbeitskräften und 
Kapital. 

Diese „Freiheiten“ dienen nicht 
den Menschen, sie sind die 
Ursache für verschärfte Aus-
beutung von Arbeitskräften, für 
Armut und Elend der Bevölke-
rung unter anderem in Grie-
chenland, Italien und Spanien.

Der Wahlkampf 
kostet Geld!

Unterstütze das linke 
„Nein zur EU“ mit 
Deiner Spende:

DKP-Parteivorstand 
GLS-Bank
BIC: GENODEM1GLS
IBAN: DE63 4306 
0967 4002 4875 01
Stichwort: 
EU-Wahlkampf

50 Jahre UZ
Unsere Zeit

Wir laden ein zu einem 
Streifzug unter dem Titel

„Von Edelfedern, Phrasendre-
schern und Schmierfinken“, 
gestaltet von Rolf Becker, 

Erich Schaffner und Jane Zahn
Mit Texten von Balzac über Hei-
ne, von Kraus über Tucholsky bis 
Brecht und einigen anderen, die 
sich über das Zeitungsgewerbe, die 
Journalisten und die Leser spöttisch 
und despektierlich, ironisch und 
nachdenklich geäußert haben.

Es spricht Patrik Köbele, 
Vorsitzender der DKP

Sonntag, 19. Mai 2019, 
Oberhausen – 

Zentrum Altenberg, 
Industriedenkmal, Nähe Hbf

Beginn 11.30 Uhr – Ende 14.30 Uhr
Eintritt: 12 Euro, ermäßigt 6 Euro

Anmeldung erwünscht über 
redaktion@unsere-zeit.de

Märchen 3:

Märchen 4:



EU missachtet 
Völkerrecht 

Nicht erst seit der Selbster-
nennung des Putschisten 
Juan Guaidó zum „Über-
gangspräsidenten“ ist Ve-
nezuela im Fadenkreuz 
des Imperialismus. 
Seit dem Beginn der 
Bolivarischen Revolu-
tion mit der Wahl Hugo 
Chàvez‘ zum Präsi-
denten Venezuelas vor 
20 Jahren ist das fort-
schrittliche Projekt den 
Herrschenden ein Dorn 
im Auge. Nicht nur 
in den USA, sondern 
auch in der EU und in 
Deutschland.

Sie wollen die Verfü-
gungsgewalt über das 
venezolanische Öl, sie 
wollen die Profite, die 
daraus entstehen, sie 
wollen ein weiteres Bei-
spiel für eine gerechtere 

Gesellschaft verhindern, 
das Schule machen könn-
te. Deshalb haben sie – 
der deutsche Außenminis-
ter Heiko Maas vorneweg 
– den Putschisten Guaidó 
gegen geltendes Völker-
recht  als „Übergangsprä-
sidenten“ anerkannt. 

Vor der Wahl von Chà-
vez waren 60 Prozent der 
Bevölkerung Venezuelas 
arm, 25 Prozent lebten 
sogar in extremer Armut, 
während eine kleine Eli-
te sich an den natürlichen 
Ressourcen des Landes 
bereicherte. 

Mit der Bolivarischen Re-
volution sollte sich das än-
dern. Die Ölfelder wurden 
verstaatlicht, Gesetze zur 
Bodenreform zu Unguns-
ten der Großgrundbesitzer 
erlassen und zum Beispiel 
die Rechte von Frauen in 
die Verfassung aufgenom-
men. 

Regime-Change
für Profite

Um ihre Profite zu sichern 
und zu verhindern, dass 
Venezuela Schule macht, 
ist das Land mit umfang-
reichen Sanktionen belegt 
und ausgeblutet worden. 

Das Volk Venezuelas wird 
in Geiselhaft genommen, 
um den rechtmäßig ge-
wählten Präsidenten los-
zuwerden. Das ist die Re-
gime-Change-Politik des 

Westens, die zur Not mit 
Waffengewalt und Krieg 
durchgesetzt wird.

Das Beispiel Venezuela 
offenbart fast nebenbei 
auch das Demokratie-
verständnis innerhalb 
der EU: Mehrere EU-
Staaten haben den Put-
schisten Guaidó nicht 
anerkannt, Italien hat 
sogar ein Veto gegen 
die Anerkennung ein-
gelegt. Dennoch gilt 
seine Anerkennung 
als EU-Meinung. Es 
zählt die Meinung der 
führenden EU-Staa-
ten Deutschland und 
Frankreich.

Demokratie 
made in EU:

Beispiel Britannien 

Beim Referendum im 
Juni 2016 haben 17,4 
Millionen Menschen mit 
einem Vorsprung von ei-
ner Million Stimmen für 
den Austritt Britanniens 
aus der Europäischen 
Union gestimmt. Seitdem 
stellt die EU nicht zu er-
füllende Bedingungen für 
den Austritt. Alles soll auf 
das hinauslaufen, was in 
sogenannten Demokrati-
en immer passiert, wenn 
das Volk sich verwählt 
hat: eine zweite Abstim-
mung.

Beispiel Italien 

Die gewählte Regierung 
eines Landes kann sich 
selbst einen Haushalt ge-
ben? Nicht in der EU. Da 
gilt die Souveränität ei-
nes Landes nichts mehr, 
der Haushalt muss ge-
nehmigt werden. Wenn 
die Neuverschuldung wie 
in Italien zu hoch ist, wird 
er das eben nicht. Schö-
ner Nebeneffekt: Regie-
rungen können behaup-
ten, sie würden ja gern 
mehr für Soziales ausge-
ben, die EU binde ihnen 
aber die Hände. 

Beispiel Polen 

Das Land soll „entkom-
munisiert“ werden. Die 
Kommunistische Par-
tei Polens soll verboten 
werden, ihre Mitglieder 
stehen immer wieder vor 
Gericht, Straßen dür-
fen nicht mehr an die 
Geschichte der Arbei-
terbewegung erinnern, 
Denkmäler – auch zum 
Sieg über den Faschis-
mus – werden abgeris-
sen. Nichts soll daran 
erinnern, dass es auch in 
Europa eine Alternative 
zum Kapitalismus gege-
ben hat. 



Sozialistische Wochenzeitung
Zeitung der DKP

Ich möchte gerne:

 Die UZ sechs Wochen gratis 
 Probelesen (Print & Online)! 
 Der Bezug endet automatisch

 Weitere Informationen über 
 die DKP 

Wir schreiben – auch 
beim Thema  Frieden – 
dort weiter, wo andere 

Medien längst schweigen. 

Name

Vorname

Straße, Hausnr.

PLZ

Ort

Telefon

E-Mail

(Ohne E-Mail kein Online-Bezug möglich)

Zurück an:  DKP-Parteivorstand
Hoffnungstraße 18 . 45127 Essen
Tel.: 0201 - 17 78 89 23
E-Mail: info@unsere-zeit.de V.
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□	Das DKP-Programm zur 
	 EU-Wahl

□	Mehr Informationen über die 	
	 DKP (Parteiprogramm / Flyer)

□	Kontakt zu einer DKP-Gruppe 
	 in meiner Nähe

□	Die UZ – Wochenzeitung der
	 DKP – kennenlernen
	 6-Wochen-Probeabo / kostenlos
	 (Zeitung & Online-Ausgabe):
	 Die Lieferung endet automatisch

Ich möchte (bitte ankreuzen!):

Weitere Informationen 
anfordern!

chen Kräften war es nur 
natürlich, dass sich der 
Unmut der Franzosen 
als spontaner Ausbruch 

des Volkszorns äu-
ßerte. 
Die Forderungen 
der Demonstran-
ten weisen auf den 
g r u n d l e g e n d e n 
Widerspruch zwi-
schen Kapital und 
Arbeit hin: Eine 
progressivere Ein-

kommenssteuer, ein hö-
herer Mindestlohn, ein 
einheitliches, gerechtes 
Sozialsystem für alle, ein 
Ende der Sparpolitik, be-
zahlbare Mieten. Die For-
derungen spiegeln wider, 
dass die Profitgier der 
Großkonzerne im Wider-
spruch steht zur großen 
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Solidarität mit den 
Gelbwesten!

Am 26. Mai 2019

Dkp wählen!

Masse der Bevölkerung 
insgesamt. So fordern die 
Gelbwesten auch Entlas-
tungen für Selbstständige 
und die Förderung von 
Kleinunternehmen.

Dem Kampf der Monopole 
um die höchstmöglichen 
Profite ist kein Ende ge-
setzt. Auch in Deutschland 
werden der Agenda 2010 
weitere antisoziale Pro-
gramme folgen. So fordern 
die Unternehmer schon 
jetzt, wie in Österreich, die 
Höchstarbeitszeit auf 12 
Stunden zu erhöhen. 

Sprechen wir also auch in 
Deutschland Französisch 
mit dem Europa der Ban-
ken, Konzerne und Kriegs-
treiber! 

Es geht um die 
nackte Existenz 

Seit Monaten demonstrie-
ren in Frankreich hundert-
tausende Bürger gegen 
die antisoziale Politik des 
Präsidenten Emmanuel 
Macron. Die Regierung 
antwortet mit extremer Po-
lizeigewalt, Diffamierung 
und angeblichem Bürger-
dialog hinter verschlossen 
Türen.

Auslöser der Proteste in 
Frankreich war eine an-
gebliche Öko-Steuer auf 
Kraftstoff. Diese zusätz-
liche Belastung hätte für 
Millionen eine Verschlech-
terung ihres über die letz-
ten Jahrzehnte sinkenden 
Lebensstandards bedeu-
tet. Die Regierung wollte 

das Volk noch weiter aus-
quetschen, um den Groß-
konzernen im Kampf um 
Absatzmärkte einen Vor-
sprung zu sichern.

Für viele Franzosen geht 
es um die nackte Existenz. 
Aufgrund der aktuellen 
Schwäche von fortschrittli-



T-Shirt – Herren / Damen / Kinder 
„Friedenstaube“

blau, XS – 3XL

14,90 Euro 24,90 Euro

Kapuzenpullover 
„Nie wieder Faschismus –

Nie wieder Krieg!“
schwarz oder oliv, XS – 4XL

T-Shirt – Damen oder Herren 
„Antifaschistische Aktion“

schwarz, XS – 4XL

14,90 Euro

uzshop.de / E-Mail: shop@unsere-zeit.de, Tel.: 0201 17788923, Fax: - 28

HALTUNG ZEIGEN.
ÜBERALL. uzshop.de

Gesundheit als Ware? 
Das ist doch krank!
„Europa 2020“ 
heißt Privatisierung

Europa 2020 klingt nicht 
nur genauso bedroh-
lich wie Agenda 2010, 
sondern ist es auch. Im 
Lissabon-Vertrag von 
2009 hat sich die EU 
dem Wettbewerb und der 
Förderung des Binnen-
marktes verschrieben. 
„Europa 2020“ will auch 
das Gesundheitswesen 
und die Sozialen Dienste 
für den Binnenmarkt und 
den Wettbewerb öffnen. 
Das heißt im Klartext: Ge-
sundheit wird zur Ware.

Die EU steht für die Pri-
vatisierung von Kranken-
häusern. Leistungen der 
Daseinsversorgung sind 

öffentlich auszuschrei-
ben und werden an 
den billigsten Anbie-
ter vergeben. Die Ge-
werkschaften haben 
zum Teil Ausnahmen 
bei Gesundheitsdiens-
ten, vor allem dem Ret-
tungsdienst, durchset-
zen können. Doch die 
EU-Kommission lässt 
nicht locker und ringt 
um den „Binnenmarkt“ 
unter Einschluss der 
Gesundheits-, Pflege-  
und Sozialdienstleis-
tungen.

Privatisierungen be-
deuten Stellenabbau, 
verlängerte Arbeits-
zeiten und Lohndum-
ping. Das ist nicht nur 
lebensgefährlich, es 
kostet auch Leben. 

Über die skandalösen Zu-
stände in deutschen Kli-
niken klärt der Film „Der 
marktgerechte Patient“ auf 
(der-marktgerechte-patient.
org).

Mehr von uns ist 
besser für alle

PflegerInnen, Kranken-
schwestern, ÄrztInnen und 
PatientInnen und ihre Ange-
hörigen brauchen das Ge-
genteil. Sie brauchen mehr 
Personal, höhere Löhne, 
kürzere Arbeitszeiten. 

Deshalb unterstützt die DKP 
die Beschäftigten in ihrem 
Kampf um Personalbemes-
sung und die Volksbegehren 
in verschiedenen Bundes-
ländern.

 


